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A 0116/2023 (DDI) 

Auftrag André Wyss (EVP, Rohr): Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeitsaus-

beutung (10.05.2023)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, im Rahmen eines «Strategiepapiers» aufzuzeigen, wie er 

Menschenhandel und Arbeitsausbeutung in der Legislatur 2025-2029 stärker bekämpfen will. 

 

Begründung 10.05.2023: schriftlich. 

 

Im Rahmen der Interpellation I 0206/2022 «Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeits-

ausbeutung» wurden die Herausforderungen, welche sich im Zusammenhang mit der Aufde-

ckung und Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung für den Kanton erge-

ben, ausführlich dargelegt. Unter anderem sind dies, dass die betroffenen Personen sich teils 

gar nicht bewusst sind, dass sie ausgebeutet werden, oder dass sie aus Angst oder an Mangel 

an Kommunikationsmöglichkeiten nicht bereit sind, sich dagegen zu wehren. Ein weiterer 

Aspekt ist die Problematik, dass für die Aufdeckung solcher Delikte viele Ressourcen nötig 

sind, da die Fälle oft sehr komplex sind. Um Straftaten frühzeitig erkennen zu können, ist 

zudem eine Sensibilisierung des Themas mit möglichen involvierten Personen und Stellen von 

Bedeutung. 

Trotz der Bemühungen und dem alles in allem guten Zeugnis, welches dem Kanton Solothurn 

bei der bisherigen Bekämpfung ausgestellt wird (Bericht des Schweizerischen Kompetenz-

zentrums für Menschenrechte vom Juli 2022), ist jedoch unbestritten, dass die Dunkelziffer 

von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung sehr hoch sein dürfte. Dieser Umstand ist in 

mehrerer Hinsicht problematisch. Neben den seelischen, körperlichen und/oder finanziellen 

Schäden für die Direktbetroffenen führen solche Delikte oft auch zu grossen negativen Fol-

gen für die Wirtschaft und den Staat (z.B. Steuerausfälle, Sozialbetrug), wodurch die Bevölke-

rung insgesamt mitbetroffen ist. Daher muss es im Interesse des Kantons sein, solche Strafta-

ten möglichst zu unterbinden beziehungsweise aufzudecken. 

Der Regierungsrat wird darum gebeten, im Rahmen eines «Strategiepapiers» aufzuzeigen, 

wie er das Thema «Menschenhandel und Arbeitsausbeutung» in der kommenden Legislatur 

2025-2029 noch gezielter und umfassender angehen möchte und welche Massnahmen (z.B. 

Gesetzesänderungen) und Ressourcen hierfür nötig wären, im Kontext des Nutzens (z.B. ge-

ringerer Schaden für Wirtschaft/Kanton). Unter anderem soll aufgezeigt werden, welche Mas-

snahmen, die gemäss des neuesten Nationalen Aktionsplanes angedacht und/oder empfohlen 

werden, vom Kanton Solothurn übernommen werden sollen. 
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